
Verbreitung von staatsfeindlichen Äußerungen zusam­
mengefunden haben. Die Angeklagten sind daher 
sämtlich als Mittäter zu betrachten. Mit dem Frei­
spruch der beiden Mitangeklagten R. und B. setzt sich 
die Strafkammer, wie die Staatsanwaltschaft richtig 
hervorhebt, in Gegensatz zu ihren eigenen tatsächlichen 
Feststellungen, die eindeutig die bewußte Zusammen­
arbeit der Angeklagten zum Zwecke der Erschütterung 
der antifaschistisch-demokratischen Ordnung zum Aus­
druck bringen. Auch hinsichtlich der beiden Angeklagten 
T. und Ri. hat die Strafkammer entgegen ihren eigenen 
tatsächlichen Feststellungen Einzeltäterschaft angenom­
men, was gleichfalls eine Verkennung des politischen 
Zusammenhangs der Taten beider Angeklagten dar­
stellt. Eines besonderen, von vornherein darauf ge­
richteten Entschlusses, sich als staatsfeindliche Gruppe 
zu organisieren, bedarf es nicht, da allein die Tatsache, 
daß die Angeklagten sich bewußt gegenseitig bei jeder 
gegebenen Gelegenheit in der staatsfeindlichen Tätig­
keit unterstützten, genügt, sie als Mittäter zu betrach­
ten. Der Rüge der Staatsanwaltschaft, daß die Straf­
kammer zur Verurteilung der Angeklagten als Mittäter 
hätte kommen müssen, ist beizupflichten. Das Urteil 
war daher hinsichtlich aller Angeklagten entsprechend 
dem Antrag der Staatsanwaltschaft im Schuld- und 
Strafausspruch unter Aufrechterhaltung der tatsäch­
lichen Feststellungen, die einwandfrei getroffen worden 
sind, aufzuheben und die Sache zur erneuten Verhand­
lung und Entscheidung an die Vorinstanz zurückzu­
verweisen.

A n m e r k u n g :
Ohne bei der wenig angebrachten Übertragung des 

Begriffes des „politisch-kriminellen Gesamtverhaltens“ 
aus der Rechtsprechung gegen Altfaschisten nach Be­
fehl Nr. 201 der SMAD zu verweilen, könnte man nach 
den Ausführungen des OLG Dresden annehmen, 
daß es Mittäterschaft, nicht aber das Vorliegen 
einer Vereinigung, einer verbrecherischen Organisation 
als gegeben erachtet hat. Um so überraschender ist 
die Feststellung des Urteils, es sei „unbeachtlich, ob 
der eine oder andere der Angeklagten bei der von die­
sem oder jenem ... verbreiteten Äußerung zugegen 
war“.

Dies würde bedeuten, daß jedem Angeklagten nicht 
nur seine, sondern auch, die Äußerungen der anderen 
Angeklagten zugerechnet werden, daß er also an der 
Ausführung des Verbrechens, das in der Verbrei­
tung der Äußerung besteht, gar nicht mitgewirkt 
zu haben braucht. Legt das OLG seiner Ent­
scheidung Mittäterschaft zugrunde, dann ist eine 
solche Auffassung durchaus verfehlt. Sie ist aber nicht 
minder verfehlt, wenn vom Vorliegen eines Organi­
sationsverbrechens ausgegangen würde.

Die ausdrücklichen Hinweise im Urteil auf Mittäter­
schaft sprechen dagegen, daß das OLG das Vorliegen 
einer verbrecherischen Organisation angenommen hat; 
es würde sonst auch nicht von Mittätern, sondern von 
Teilnehmern oder Mitgliedern der Organisation ge­
sprochen haben. Unterstellt man jedoch, daß das OLG 
das Vorliegen einer Organisation etwa doch ins Auge 
gefaßt hat, so wäre zu beanstanden, daß diese recht­
liche Betrachtung nicht konsequent durchgeführt wor­
den ist. Die Worte „... durch die Gruppenbildung 
begonnene staatsfeindliche Tätigkeit“ lassen eine 
sichere Deutung nicht zu. Sie drücken vielleicht einen 
richtigen Gedanken aus, der aber nicht zu Ende ge­
dacht wurde: Läge eine verbrecherische Organisation 
mit dem Ziel der Begehung eines Deliktes gemäß Art. 6 
vor, so würde sich allerdings schon der Eintritt und 
die Zugehörigkeit zu der Organisation als eine ver­
brecherische Handlung darstellen.

Aber auch in diesem Falle könnte das einzelne Mit­
glied der Organisation nur wegen seiner Zugehörigkeit 
und der von ihm persönlichvorgenommenenBetätigun- 
gen, nicht aber wegen der verbrecherischen Betätigun­
gen der anderen Teilnehmer strafrechtlich zur Ver­
antwortung gezogen werden. Dem deutschen Strafrecht 
ist eine Teilnahmeform von der Bedeutung, daß das 
einzelne Mitglied einer verbrecherischen Organisation 
für alle Handlungen aller anderen Mitglieder straf­
rechtlich einzustehen hat, nicht bekannt. Eine solche 
Teilnahmeform würde bedeuten, daß die Kenntnis der

verbrecherischen Aufgaben und Methoden der Organi­
sation seitens eines Mitgliedes der Organisation ge­
nügt, um es für die Gesamtheit der von der verbreche­
rischen Organisation begangenen Verbrechen verant­
wortlich zu machen. Tatsächlich ist aber nach unserem 
zur Zeit noch geltenden Strafrecht eine Zurechnung 
von Taten, die von anderen Mitgliedern der verbreche­
rische Organisation begangen werden, nur möglich 
im Falle der Kenntnis des begangenen konkreten ver­
brecherischen Tuns und des Einverständnisses hiermit, 
das sich z. B. in Teilnahme an Zusammenkünften aus- 
drücken kann, auf denen die einzelnen verbrecherischen 
Angriffe beschlossen und ihre Durchführung erörtert 
werden.

Daß die Angeklagten in solcher Art tätig geworden 
sind, ist aber aus der Wiedergabe der Feststellungen 
im Urteil des OLG keineswegs mit Sicherheit zu ent­
nehmen.

Im übrigen wird zu dieser Frage auf die Gründe d e s  
Urteils des Obersten Gerichts 1 Zst (I) 3l52 und die zu­
gehörigen Ausführungen von Benjamin in NJ 1952 
S. 244, 277 verwiesen.

Richter am Obersten Gericht Dr. R o t h s c h i l d

§§ 153, 154, 157 StGB.
1. Wird eine falsche uneidliche Aussage im Verlaufe 

desselben Verfahrens, wenn auch beträchtliche Zeit 
später, beschworen, so liegen weder zwei selbständig 
strafbare Handlungen nach § 153 und § 154 StGB noch 
eine fortgesetzte Handlung vor. In einem solchen Falle 
handelt es sich nur um eine selbständig strafbare Tat, 
wobei die falsche uneidliche Aussage vom Meineid auf­
gezehrt und als straflose Vortat in der Meineidstat mit 
bestraft wird.

2. Ein Täter, der uneidlich falsch aussagt und später 
diese Aussage beschwört, kann sich nicht deshalb auf 
Eidesnotstand (§ 157 StGB) berufen, weil er sich bei 
Angabe der Wahrheit der Gefahr einer gerichtlichen 
Bestrafung wegen der falschen uneidlichen Aussage 
ausgesetzt hätte.

3. § 157 StGB ist nicht anwendbar für die Prozeß­
partei als Teilnehmer am Zeugenmeineid.

OLG Erfurt, Urt. vom 20. Mai 1952 — III L Rev 24/52.

Der Angeklagte F. hat auf Zureden des in einem Zivilprozeß 
als Gesamtschuldner mit seiner Ehefrau und deren Eltern ver­
klagten Angeklagten Fi. als Zeuge vor Gericht am 4. November 
1949 vorsätzlich falsch ausgesagt und diese falsche Aussage in 
einem weiteren Termin am 12. Oktober 1951 beschworen.

Das Schwurgericht beim Landgericht in E. hat auf Grund die­
ses Sachverhalts den Angeklagten F. wegen Meineides undi den 
Angeklagten Fi. wegen Anstiftung zum Meineid verurteilt, 
beiden Angeklagten die bürgerlichen Ehrenrechte und die Fä­
higkeit. als Zeuge oder Sachverständiger eidlich vernommen zu 
werden, aberkannt.

In der Urteilsbegründung führt das Schwurgericht u. a. aus, 
daß die falsche uneidliche und spätere falsche eidliche Aussage 
des Angeklagten F. sich als eine fortgesetzte Handlung dar­
stelle und deshalb die Anwendung des § 157 StGB (Eidesnot­
stand) außer Betracht bleiben mußte, obwohl F. nach seiner 
Einlassung in der Hauptverhandlung den Meineid nur aus 
Furcht vor Strafe wegen der vorangegangenen falschen uneid­
lichen Aussage geleistet habe.

Die gegen dieses Urteil ordnungsgemäß eingelegten Revi­
sionen der Angeklagten sind nicht begründet:

Aus den G r ü n d e n :
I. Die Revision des Angeklagten F. trägt vor, das 

Schwurgericht habe zu Unrecht zwischen falscher un­
eidlicher Aussage und Meineid Fortsetzungszusammen­
hang angenommen und infolgedessen das Vorliegen 
von Eidesnotstand verneint. Es handele sich vielmehr 
um zwei selbständige Straftaten; dabei habe der An­
geklagte den Meineid im Hinblick auf die vorangegan­
gene falsche uneidliche Aussage in Eidesnotstand ge­
leistet.

Der Senat vermochte sich dagegen bei der recht­
lichen Würdigung des Verhältnisses zwischen falscher 
uneidlicher Aussage und Meineid weder der Ansicht 
des angefochtenen Urteils noch der mit der Revision 
vorgetragenen Ansicht anzuschließen. Die Entscheidung 
der Frage, ob zwischen falscher uneidlicher Aussage 
und Meineid überhaupt Fortsetzungszusammenhang 
möglich ist, kann hier dahingestellt bleiben. Nach 
Ansicht des Senats liegt aber jedenfalls dann kein 
Fortsetzungszusammenhang vor, wenn eine falsche 
uneidliche Aussage im Verlaufe desselben Verfahrens

m


